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Reform der Pkw-Besteuerung 
  überfällig:  
Die Initiative der EU-Kommission 
zeigt den richtigen Weg
In den europäischen Ländern existieren sehr unterschiedliche Systeme der Besteue-
rung von Pkw. Dies drückt sich in verschiedenartigen Abgaben sowie in der Vielzahl 
der Bemessungsgrundlagen und Steuertarife aus. Daraus ergeben sich große Diffe-
renzen in der Höhe der Abgaben und sehr unterschiedliche Anteile für die fixen und 
die variablen Komponenten. Angesichts der Bedeutung der Abgaben auf Kraftfahr-
zeuge für die Marktbedingungen und die Umweltauswirkungen strebt die Europä-
ische Kommission eine Annäherung der nationalen Steuersysteme und eine stärkere 
Orientierung an Umweltkriterien an. 
In der Tat belasten in einigen Ländern die Zulassungsabgaben Neufahrzeuge er-
heblich; dies vermindert die Markttransparenz und kann zu Doppelbesteuerungen 
führen. Der Kraftstoffverbrauch wird bei der Besteuerung nur in wenigen Ländern 
und dann auch nur schwach berücksichtigt. Veränderungen und Vereinheitlichun-
gen der steuerlichen Ausgestaltung erscheinen auch deshalb dringend geboten, weil 
der Verkehrssektor wesentlich stärker zum Klimaschutz beitragen muss und Kraft-
fahrzeuge die lokale Luftqualität stark beeinträchtigen. Dazu sollte dann allerdings 
das Gefüge der verschiedenen Abgaben auf Pkw neu austariert werden, wobei nicht 
nur die CO2-Emissionen im Blick sein dürfen. Unter Berücksichtigung der Emissions-
beiträge insgesamt und der zurzeit für Dieselfahrzeuge günstigen Relationen der 
Abgaben ist auch eine Annäherung der Besteuerung der Kraftstoffsorten Benzin 
und Diesel zu fordern. Bei der jährlichen Kraftfahrzeugsteuer sollte ein stark pro-
gressiver Tarif nach CO2-Emissionen eingeführt werden. Dieser sollte aber nur bei 
den Neuzulassungen ansetzen, weil allein dort ein bedeutender Lenkungseffekt zu 
erwarten ist. 
Der Kraftfahrzeugverkehr ist in den europäischen Ländern eine wichtige 
  Steuerquelle. Über die Zulassungsabgaben, verschiedene laufende Hal-
terabgaben, die Mineralölsteuer und die Umsatzsteuer trägt er je nach den 
Steuersätzen, dem Fahrzeugbestand und der Fahrzeugnutzung zum Steu-
eraufkommen bis zu 5  % des Bruttosozialprodukts bei.1 Die ausgeprägte 
Unterschiedlichkeit der Steuersysteme macht eine international verglei-
chende Darstellung und Beurteilung der Belastungskomponenten als Infor-
mationsgrundlage für viele verkehrs-, umwelt- und wettbewerbspolitische 
Fragestellungen erforderlich. Einen solchen systematischen Überblick über 
die Arten und die Höhe der Abgaben für Kraftfahrzeuge in europäischen 
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Preiskomponenten von Kraftstoffen in Europa
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nanzen erstellt.2 In die Betrachtung einbezogen 
wurden die 25 Mitgliedstaaten der EU sowie die 
Schweiz und Norwegen.3 Um die national und auf 
EU-Ebene diskutierten Vorschläge zur Neustruk-
turierung der Besteuerung von Personenkraftwa-
gen beurteilen zu können, werden im Folgenden 
die Abgaben analysiert, die in diesen Ländern auf 
Pkw privater Halter erhoben werden.
Prinzipiell kommen in den europäischen Ländern 
Abgaben zur Anwendung, die 
einmalig in Verbindung mit dem Kauf und 
der Zulassung von Fahrzeugen anfallen (Um-
satzsteuer,  Zulassungsteuer,  Zulassungsge-
bühren),
periodisch auf den Besitz oder das Halten zu 
entrichten sind (Kraftfahrzeugsteuer, Versiche-
rungsteuer) oder





Beim Erwerb und der erstmaligen Zulassung eines 
neuen Personenkraftwagens sind in allen Ländern 
einmalige Abgaben zu entrichten (Tabelle 1). Dies 
ist zumindest die Umsatzsteuer, deren Basis in 
fast allen Ländern der Nettorechnungspreis, in 
vier Ländern jedoch der Nettopreis zuzüglich der 
jeweiligen Zulassungsteuer ist. Nur in Schweden 
ist die Umsatzsteuer die einzige Abgabe dieser Art. 
In acht Ländern zahlt der Fahrzeughalter außerdem 
noch moderate Gebühren; in den anderen 18 Staa-
ten ist bei der ersten Zulassung eines Fahrzeugs 
eine Steuer fällig, in neun von ihnen zusätzlich 
eine Zulassungsgebühr.
Insgesamt gibt es mindestens zehn verschiedene 
Bemessungsgrundlagen der Zulassungsteuern, die 
Tabelle 1














gaben auf die Ver- 
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Kraftstoffpreise und Abgaben auf Kraftstoffe in europäischen Ländern
Verbraucherpreise einschl. 
Zöllen und Steuern Mineralölsteuer
Umsatz- 
steuer
Eurosuper Diesel Eurosuper Diesel





































































































































































überdies noch unterschiedlich kombiniert werden.5 
Am häufigsten sind der Kaufpreis des Fahrzeugs und 
der Hubraum; des Weiteren werden die Antriebsart, 
die Motorleistung, das Alter und das Gewicht des 
Fahrzeugs sowie die Sicherheitsausstattung her-
angezogen. Unter den 18 Ländern, die eine Zulas-
sungsteuer erheben, berücksichtigen acht mit dem 
Abgasverhalten oder dem Kraftstoffverbrauch direkt 
ökologische Aspekte in den Bemessungsgrundlagen. 
In zwei Ländern weist die Zulassungsteuer regionale 
Unterschiede auf. 
Die Zulassungsteuer ist in elf Ländern eine Wert-
steuer, die entweder auf den Nettopreis oder den 
Bruttopreis erhoben wird. In diesen Ländern, die 
eine Wertsteuer erheben, beeinflussen zusätzlich 
technische Merkmale des Fahrzeugs die Höhe der 
Steuer. In sieben Staaten ist diese Abgabe als Men-
gensteuer – also direkt auf technische Merkmale 
bezogen – ausgestaltet. Im Extremfall beträgt die 
auf ein Jahr umgelegte Zulassungsabgabe für ein 
Fahrzeug der Mittelklasse etwa 3 000 Euro.6 In 17 
Ländern wird daneben eine Verwaltungsgebühr von 
bis zu 170 Euro erhoben.
Der Halter eines zum Verkehr zugelassenen Perso-
nenkraftwagens hat in fast allen hier betrachteten 
Staaten periodische Steuern zu entrichten. Nur in 
Estland, Litauen und Polen wird keine Kraftfahr-
zeugsteuer auf Pkw erhoben; in Frankreich, Tsche-
chien und der Slowakei werden private Halter nicht 
besteuert. 
In den europäischen Ländern gibt es für die Kraft-
fahrzeugsteuer auf Pkw – die stets eine Mengen-







terschiedlich kombiniert werden.7 Am häufigsten 
werden die Antriebsart und der Hubraum heran-
gezogen, wobei Otto- und Dieselmotoren oft un-
terschiedlich besteuert werden. Weiterhin ist das 
Fahrzeuggewicht von Bedeutung; nur in wenigen 
Ländern werden die Motorleistung oder das Alter 
des Fahrzeugs in die Bemessungsgrundlage einbe-
zogen. In sechs Ländern ist die Kfz-Steuer regio-
nal differenziert. Geringer Kraftstoffverbrauch und 
modernes Abgasverhalten werden in elf Ländern 
bei der Kfz-Steuer honoriert. Für ein Fahrzeug der 
Mittelklasse beträgt die jährliche Kraftfahrzeug-
steuer bis zu 600 Euro.
Zusätzlich sind in 20 der hier untersuchten Staaten 
Steuern auf die Prämien der Haftpflichtversicherung 
zu zahlen: Die Steuersätze reichen bis über 40   % 
der Prämien und werden in einigen Ländern noch 
um steuerähnliche Abgaben ergänzt, so dass die 
Belastung fast drei Fünftel der Versicherungsprämie 
betragen kann (Tabelle 1). Im Ganzen betrachtet 
bleiben damit nur in Estland und Polen Autos frei 
von jeder periodischen Abgabe.
Zu den direkt mit der Nutzung von Kraftfahrzeu-
gen verbundenen staatlichen Abgaben zählen die 
Mineralölsteuer, die sonstigen Abgaben auf Mine-
ralöl und die Umsatzsteuer (Tabelle 2). In den 25 
EU-Ländern liegt der Steuersatz auf Superbenzin 
derzeit zwischen 0,28 Euro und 0,69 Euro je Liter, 
bei Dieselkraftstoff sind es 0,24 Euro bis 0,69 
Euro. Auch in der Schweiz und in Norwegen liegen 
die Steuersätze in dieser Bandbreite. Zusätzlich 
zur Mineralölsteuer wird die Umsatzsteuer mit 
Sätzen von 7,6   % (CH) bis 25   % (DK, H, N, S) 
auf den Produktpreis einschließlich der Abgabe 
erhoben (Tabelle 1). Bei den gegenwärtigen Prei-
sen für unverbleites Eurosuper von 0,85 Euro bis 
1,42 Euro je Liter machen die Abgaben insgesamt 
46   % bis 67   % aus. Für Dieselkraftstoff liegen die 
Tankstellenpreise bei 0,84 Euro bis 1,37 Euro; der 
Anteil der gesamten Abgaben beträgt hier 41 % 
bis 65   %. 
Abgabenbelastung für ein  
repräsentatives Fahrzeug
In der Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes ist der 
Markt für Pkw in Deutschland nach zehn Segmenten 
unterteilt, von denen das Segment „Untere Mittel-
klasse“ mit annähernd einer Million Fahrzeugen 
jährlich und einem Anteil an den Neuzulassungen 
von über einem Viertel das bedeutendste ist. In der 
Europäischen Union insgesamt hat dieses Markt-
segment sogar einen Anteil von einem Drittel. In 
Deutschland ist das zulassungsstärkste Automodell 
in diesem Segment sowohl bei Fahrzeugen mit Ot-
tomotor als auch bei solchen mit Dieselmotor der 
VW Golf, der den folgenden Rechnungen zugrunde 
gelegt wurde.
Ermittelt werden die durchschnittlichen jährlichen 
Abgaben auf privat gehaltene Neufahrzeuge, die 
während der Haltedauer beim Erstbesitzer entste-
hen.8 Dabei wird unterstellt, dass das Fahrzeug 
vier Jahre im Besitz des ersten Halters bleibt.9 Die 
einmaligen Abgaben bei Erwerb und Inverkehr-
bringen des Fahrzeugs werden entsprechend dem 
geschätzten Wertverlust des Fahrzeugs anteilig den 
ersten vier Jahren zugerechnet.10 Die nach Ländern 
unterschiedliche Höhe der Neuwagenpreise wird 
bei der Berechnung der Umsatzsteuer und der Zu-
lassungsteuer berücksichtigt.11 
Pkw mit Ottomotor…
In die Berechnung der Abgabenbelastung gehen 
einige Fahrzeugdaten und Annahmen ein.12 So ergibt 
sich bei einer Fahrleistung von 15 000 km pro Jahr 
in den 27 Ländern für einen Personenkraftwagen 
der unteren Mittelklasse mit Ottomotor in den ersten 
vier Nutzungsjahren eine Spanne der jährlichen 
Abgaben von 720 Euro in Luxemburg bis 3 700 
Euro in Dänemark. Bei den sieben Ländern, die 
am oberen Rand der Abgabenbelastung rangieren, 
spielt die Zulassungsteuer eine herausragende Rolle 
(Tabelle 3 und Abbildung 2). In Malta macht sie die 
Hälfte und in Dänemark fast 60   % der gesamten 
Belastung aus. Die Zulassungsteuer weist zwischen 
den Ländern die größte Variation von allen Abga-
benkomponenten auf. Hingegen trägt die Bandbreite 
der Umsatzsteuersätze auf den Fahrzeugkauf (7,6   % 
bis 25   %) deutlich weniger zu den Unterschieden in 
der gesamten Abgabenbelastung bei.
Für Pkw von privaten Haltern fällt auch die jährli-
che Kraftfahrzeugsteuer sehr unterschiedlich aus: In 
sechs Ländern wird sie gar nicht erhoben, während 
in den anderen Ländern für das Referenzfahrzeug 
Beträge bis zu 430 Euro zu zahlen sind. Auch die 

































































































































































































































































  Annahmen: Fahrleistung 15 000 km pro Jahr, Verbrauch 6,8 l/100 km. 2  Anteilig auf ein Jahr umgerechnet.
Quellen: ACEA; ADAC; BMF; CEA; EU-Kommission; IRF; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
Beträge (außer in Frankreich und Litauen) stets gerin-
ger als die Kraftfahrzeugsteuer. Die Mineralölsteuer 
ist bei der hier unterstellten Fahrleistung von 15 000 
Kilometern in 20 Ländern die höchste Abgabe. Die 
Belastung liegt zwischen 280 Euro (Lettland) und 
700 Euro (Großbritannien). Schließlich kommt die 
Umsatzsteuer auf den Kraftstoff als sechste Abgabe-
komponente hinzu; sie hat in mehr als zwei Dritteln 
der Länder – bei den hier getroffenen Annahmen – ein 
größeres Gewicht als die Kraftfahrzeugsteuer. Dies 
gilt für die Mehrzahl der Länder auch noch bei einer 
Fahrleistung von 10 000 Kilometern.
Betrachtet man die Rangfolge der Abgaben für die 
27 Länder (Abbildung 2), so erkennt man ein breites 
Mittelfeld mit etwa der Hälfte der Länder, für die 
sich die Summe der Abgaben in einem engen Be-
reich von 1 000 Euro bis 1 500 Euro bewegt. Bedingt 
durch die hohe Mineralölsteuer liegt Großbritannien 
am oberen Rand dieser Gruppe. Für die weiteren 
Länder mit höheren Abgaben ist die Zulassungsteuer 
bestimmend für die Position. 
Bei den Abgaben, die auf den Fahrzeugerwerb und die 
Fahrzeughaltung erhoben werden, rangiert Deutsch-
land unter den westeuropäischen Staaten nach Luxem-
burg und der Schweiz am unteren Rand. Die deutsche 
Abgabenbelastung des Kraftstoffverbrauchs wird 
hingegen nur von drei Ländern erreicht (Dänemark, 
Norwegen und Finnland) und von zweien übertroffen 
(Großbritannien und Niederlande). In der Rangfolge 
der gesamten Abgabenbelastung liegt Deutschland im 
Mittelfeld: In dieser Beispielrechnung weisen zwölf 
Länder geringere und 14 Länder – zum Teil erheb-
lich – höhere Abgaben auf.
Sieben der zehn neuen EU-Mitgliedstaaten sind mit 
ihrer Abgabensumme im unteren Drittel positioniert. Reform der Pkw-Besteuerung überfällig: Die Initiative der EU-Kommission zeigt den richtigen Weg
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Erstaunlich ist, dass selbst bei dieser nicht mit der 
jeweiligen Kaufkraft gewichteten Betrachtung Slo-
wenien (wegen der Zulassungsteuer) und Ungarn 
(wegen der Umsatz-, Kfz- und Mineralölsteuer) eher 
zu den Ländern mit hohen Abgaben zählen.
Die Unterschiede zwischen den Ländern sind vor 
allem  von  der  unterstellten  Nutzungsintensität 
abhängig. Erweitert man die Analyse auf mehre-
re Fahrzeugsegmente bei gleicher jährlicher Fahr-
leistung (hier 15 000 Kilometer), verändert sich 
die Rangfolge der Länder kaum.13 Bemerkenswert 
ist, dass die relative Abgabenposition Deutschlands 
mit zunehmender Fahrzeuggröße immer günstiger 
wird: Während Deutschland beim Segment „Mini“ 
in der Mitte aller Länder platziert ist, wird die Ab-
gabensumme für ein Fahrzeug der Oberklasse nur 
noch in sieben Ländern unterboten.
... im Vergleich zu Fahrzeugen  
mit Dieselantrieb
Wegen seiner großen Bedeutung für das Transportge-
werbe ist Dieselkraftstoff – außer in der Schweiz und 
in Großbritannien – in allen hier betrachteten Ländern 
geringer besteuert als Vergaserkraftstoff. In vielen 
Ländern wird dem daraus resultierenden steuerlichen 
Vorteil für die Nutzer von Personenkraftwagen mit 
Dieselmotor durch eine im Vergleich zu Fahrzeugen 
mit Ottomotor höhere Kraftfahrzeugsteuer entgegen-
gewirkt. Für ein Dieselfahrzeug der unteren Mittel-
klasse ist für 15 der 27 Länder eine höhere und für 2 
Länder eine geringere Kraftfahrzeugsteuer zu zahlen 
als für einen vergleichbaren Pkw mit  Ottomotor.14 
Der Fixkostenvorteil der Steuer für den Ottoantrieb 
ist dabei in einigen Ländern beträchtlich; er kann 
schon in dieser Fahrzeugklasse bis zu 500 Euro jähr-
lich ausmachen (Tabelle 4 und Abbildung 2).
Hingegen liegen für die Fahrzeuge mit Ottomotor 
die Mineralölsteuer und die Umsatzsteuer auf den 
Kraftstoffkauf wegen des höheren Mineralölsteu-
ersatzes und des höheren Kraftstoffverbrauchs stets 
über denen für ein Fahrzeug mit Dieselmotor. Bei 
der hier unterstellten jährlichen Fahrleistung von 
15 000 Kilometern ist allein die Mineralölsteuer für 
das Fahrzeug mit Ottomotor in mehr als der Hälfte 
der Länder etwa doppelt so hoch wie beim Diesel-
fahrzeug; die Differenz beträgt in diesen Ländern 
150 Euro bis 400 Euro.
In der Summe aller Abgabearten ergibt sich aus 
dieser Beispielrechnung für die Mehrzahl der 27 
Länder eine stärkere Belastung für Fahrzeuge 
mit Ottomotor; sie reicht bis über 300 Euro. Nur 
in sieben Ländern ist die Belastung der Pkw mit 
Dieselmotoren höher als die der Pkw mit Otto-
motoren.
Allerdings hängt die Bewertung von der unterstell-
ten Nutzungsintensität der Fahrzeuge ab, da die 
fixen und die variablen Abgaben in den Ländern 
unterschiedlich hoch sind. Bei einem realistischen 
Spektrum der Fahrleistung von 10 000 bis 20 000 
Kilometern schneidet das Dieselfahrzeug in sechs 
Ländern durchweg schlechter und in 18 generell 
besser ab (Abbildung 3).15 Wegen des geringeren 
Kraftstoffverbrauchs des Dieselfahrzeugs verbes-
sert sich in allen Ländern die relative Abgabenpo-
sition mit steigender Fahrleistung. Diese Tendenz 
ist umso ausgeprägter, je größer der Unterschied 
zwischen den spezifischen Abgaben auf Vergaser- 
und Dieselkraftstoff ausfällt. Da in Großbritannien 
und der Schweiz die spezifischen Abgaben auf Die-
sel nicht geringer sind als auf Benzin, sind hier die 
Unterschiede besonders klein. Auch in Deutschland 
ist für die ausgewählten Fahrzeuge (Golf Ottomotor 
1,4 und Golf Dieselmotor 2,0) schon von einer 
Fahrleistung von 10 000 Kilometern an die Abga-
benbelastung für Diesel-Pkw geringer.
Übereinstimmend zeigt sich für alle Länder, dass 
ein Dieselmodell mit abnehmender Fahrzeug-
größe und steigender Fahrleistung bei den Abga-
ben günstiger abschneidet als ein Fahrzeug mit 
Benzinmotor. Kleinere und mittlere Fahrzeuge 
mit Dieselmotor werden steuerlich in den mei-
sten Ländern – über ein breites Spektrum der 
Fahrleistung – geringer belastet als vergleichbare 
Fahrzeuge mit Ottomotor. Dementsprechend ist 
eine Tendenz zu einer stärkeren Verbreitung des 
Dieselantriebs in den Ländern zu erkennen, in de-
nen das Dieselfahrzeug im Vergleich zum Benziner 
in der Abgabenbelastung günstiger abschneidet 
(Abbildung 4).16
Reformbestrebungen für  
die Abgaben auf Pkw
Die jüngsten Initiativen der Europäischen Kommis-






































































































































































































































































gen betreffen insbesondere die Umstrukturierung 
der Steuersysteme für Personenkraftwagen und die 
der Höhe der Abgaben auf Kraftstoffe.17 Sie zielen 
damit auf einen Bestand von über 210 Millionen 
Personenkraftwagen in den 25 EU-Mitgliedstaaten; 
der jährliche Neufahrzeugmarkt hat ein Volumen 
von etwa 15 Millionen Pkw. Der Richtlinienvor-
schlag der Kommission zur Besteuerung von Pkw 
verfolgt drei Ziele: 
Abschaffung der Zulassungsteuern innerhalb 
einer zehnjährigen Frist  
Unverzügliche Schaffung eines Systems zur Er-
stattung geleisteter Zulassung- und Kfz-Steuer, 




Berechnung der Steuern – zumindest teilweise – 
auf Basis der Kohlendioxidemissionen. 
Die Annahme des Vorschlags würde bedeuten, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Systeme für die Besteue-






























































































Die großen Differenzen in der Abgabenbelastung, vor 
allem die nationalen Besonderheiten bei der Zulas-
sungsteuer, tragen dazu bei, dass die Vorsteuerpreise 
für Kraftfahrzeuge in Europa immer noch sehr un-
terschiedlich sind, obwohl das Vertriebswesen libe-
ralisiert worden ist.18 In Ländern mit niedriger oder 
gar keiner Zulassungsteuer verlangt die Automobil- 
industrie für Neuwagen deutlich höhere Preise vor 
Steuern als in den anderen Ländern.19
Der Kommission ist also zuzustimmen, dass sich aus 
derartig verschiedenen Systemen der Besteuerung 
von Personenkraftwagen in den Mitgliedstaaten 
steuerliche Hindernisse (geringe Markttransparenz 
und Nachteile für umziehende Bürger durch Dop-
pelbesteuerung), Verzerrungen (z. B. Marktbegren-
zungen für den Kfz-Handel in Hochpreisländern) 
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Größenvorteilen für die Industrie, weil die Märkte 
infolge der unterschiedlichen Struktur der Abgaben-
systeme künstlich fragmentiert sind) ergeben. Zu-
dem verzögern allzu hohe Abgaben, die ausschließ-
lich Neufahrzeuge treffen, eine Modernisierung des 
Fahrzeugbestandes.20 
Das Ziel einer gänzlichen oder weitgehenden Ab-
schaffung der Zulassungsteuern kann nur über ei-
nen längeren Zeitraum erreicht werden, da gerade 
für die Staaten mit erheblichem Aufkommen aus 
dieser Quelle eine Umstellung des Systems nur 
sukzessive realisierbar ist und für die Konsumen-
ten der Preisverfall bei älteren Fahrzeugen – die 
noch mit hoher Zulassungsteuer erworben wurden 
– abgefedert werden muss. Allerdings erscheint 
die vorgeschlagene Erstattung von Steuern auf 
Pkw zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht 
vorrangig, da nur wenige Steuersubjekte betrof-
fen sind und zusätzlicher bürokratischer Aufwand 
(z. B. zur Ermittlung der Restwerte der Fahrzeu-
ge) entsteht. Hier scheint bei der Kommission 
der Gedanke zugrunde zu liegen, dass bei dem 
nicht unwahrscheinlichen Scheitern des ersten 
Ziels – Abschaffung der Zulassungsteuern – we-
nigstens die Doppelbesteuerung zurückgeführt 
werden sollte.
Das dritte und aus ökologischer Sicht vorrangi-
ge Ziel des Richtlinienvorschlags besteht in der 
teilweisen oder vollständigen Umstellung der Be-
steuerung von Personenkraftwagen auf CO2-bezo-
gene Bemessungsgrundlagen. Bislang sind in den 
untersuchten Ländern unterschiedliche Strategien 
zur steuerlichen Berücksichtigung von Umweltbe-
einträchtigungen zu erkennen. Als Bemessungs-
grundlage, die vom Pkw ausgehende Umweltbe-
einträchtigungen einbezieht, ist unter anderem die 
vorfristige Einhaltung von Schadstoff-Emissions-
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Abbildung 4

































wie in Deutschland und in den Niederlanden.21 Um 
eine Verminderung des Durchschnittsverbrauchs 
und damit eine Reduzierung des CO2-Ausstoßes 
im Verkehrsbereich zu bewirken, sind in einigen 
Ländern der Kraftstoffverbrauch und die CO2-
Emissionen als neue Bemessungsgrundlagen ein-
geführt worden. Unter den 17 EU-Ländern mit 
Zulassungsteuern berücksichtigen drei auch das 
Abgasverhalten und fünf den Kraftstoffverbrauch. 
Umweltgesichtspunkte spielen in zehn EU-Län-
dern bei der Bemessung der Kraftfahrzeugsteuer 
eine Rolle; sechs von ihnen berücksichtigen den 
Kraftstoffverbrauch oder die CO2-Emissionen, 
sechs das Abgasverhalten der Fahrzeuge. In fast 
allen Fällen sind aber die Verbrauchskomponenten 
bei der Steuerbemessung schwach ausgeprägt.22
Die Einführung einer deutlichen CO2-Kompo-
nente bei Kraftfahrzeug- und Zulassungsteuern 
ist ökologisch durchaus sinnvoll, zumal steuerli-
che Maßnahmen einen Pfeiler der Gemeinschafts-
strategie zur Minderung der CO2-Emissionen von 
Personenkraftwagen bilden,23 die bereits 1995 auf 
den Weg gebracht wurde und nach Auffassung der 
EU-Kommission nachdrücklicher verfolgt werden 
muss.24
Die Ausrichtung der Besteuerung an den CO2-Emis-
sionen (in Gramm je Kilometer) wird die Dieselfahr-
zeuge wegen ihres motorischen Effizienzvorteils 
besser stellen. Schon bisher trägt die oben gezeigte 
tendenzielle steuerliche Bevorteilung dazu bei, dass 
in Europa der Dieselmotor als Fahrzeugantrieb auf 
dem Vormarsch ist. Ein wichtiger Faktor ist dabei, 
dass durch die Mineralölsteuer der CO2-Ausstoß 
bei Dieselkraftstoff implizit geringer belastet wird 
als bei Benzin.25 Für eine derart starke Bevorzu-
gung gibt es – zumindest im Privatsektor – keine 
guten Gründe, da dem CO2-Vorteil des Dieselan-
triebs deutliche Nachteile in den Emissionen der 
anderen Schadstoffe wie Feinstaub und Stickoxid 
gegenüberstehen.26 
Fazit
In den europäischen Ländern existieren im Hinblick 
auf die Besteuerung von Pkw sehr unterschiedliche 
Systeme. Dies drückt sich in verschiedenartigen Ab-
gaben sowie auch in der Vielzahl der Bemessungs-
grundlagen und Steuertarife aus. Daraus ergeben sich 
große Differenzen in der Höhe der Abgaben und 
sehr unterschiedliche Anteile für die fixen und die 
variablen Abgabekomponenten beim Pkw. 
Angesichts der wettbewerblichen und ökologischen 
Wirkungen dieser Abgabensysteme und ihrer Hete-
rogenität besteht durchaus Anlass für Bestrebungen, 
die Steuersysteme einander anzunähern. Die von 
.
.
der Europäischen Kommission geforderte Umstruk-
turierung wird indes schwierig sein und längere 
Anpassungszeiträume beanspruchen, weil hinter 
der jeweiligen Auswahl der Bemessungsgrundlagen 
unterschiedliche steuerpolitische Ziele und fiskali-
sche Rahmenbedingungen stehen.
Der Vorschlag, den Kraftstoffverbrauch stärker als 
Bemessungsgrundlage europaweit zu berücksich-
tigen, zeigt einen richtigen Weg, um fiskalische 
Anreize zur Senkung des Kraftstoffverbrauchs 
breiterer Auto-Marktsegmente zu setzen und damit 
für einen effizienteren Energieeinsatz zu sorgen. 
Allerdings muss dann auch das Gefüge der verschie-
denen wirksamen Abgaben auf Pkw neu austariert 
werden, wobei nicht nur die CO2-Emissionen im 
Blick sein dürfen. So könnten mit der Gültigkeit 
neuer Vorgaben der EU zur Luftqualität im Jahre 
2010 die höheren Abgaswerte des Dieselantriebs bei 
anderen Schadstoffen wieder zu problematischen 
Überschreitungen der Grenzwerte beitragen.27 Zieht 
man außerdem die erwähnte geringere implizite 
CO2-Besteuerung von Dieselkraftstoff in Betracht, 
so sollten zusätzlich die Verbrauchsteuern auf Ben-
zin und Dieselkraftstoff für Personenkraftwagen 










































Kommission umgesetzt werden.28 Mit der neuen 
Energiesteuerrichtlinie steht den Mitgliedstaaten 
dieser Weg offen, ohne das nationale Güterkraft-
verkehrsgewerbe zu belasten.29
Neben einer Angleichung der Mineralölsteuern auf 
die Kraftstoffsorten in den einzelnen Ländern kann 
die Ausgestaltung der jährlichen Kfz-Steuern ökolo-
gische Zielsetzungen unterstützen. Allerdings sollte 
die Lenkungswirkung der Kraftfahrzeugsteuer, die 
aus der Höhe der Steuer und der Spreizung des Ta-
rifs resultieren kann, nicht überschätzt werden.30 
Die gegenwärtige Kfz-Steuer in Deutschland hat 
je nach Fahrzeug einen Anteil an allen Abgaben 
von 10 bis 30 %; gemessen an den Vollkosten des 
Pkw sind dies 2 bis 10 %. Auch in den anderen 
Ländern liegt das Gewicht der Kfz-Steuern in dieser 
Größenordnung. Erst mit einer Überführung der 
Zulassungsteuer in eine Kfz-Steuer würde in den 
Ländern mit hoher Zulassungsteuer die Kfz-Steuer 
fühlbar an Gewicht gewinnen. Generell ist aber eine 
starke Spreizung des Steuertarifs nach CO2-Ausstoß 
problematisch, denn vor allem Neufahrzeugkäufer 
können mit ihrer Fahrzeugwahl adäquat reagieren. 
Für den Fahrzeugbestand ist der Lenkungseffekt, 
der in einer beschleunigten Verschrottung oder im 
Export hochemittierender Fahrzeuge besteht, nur ge-
ring. Gebrauchte Fahrzeuge befinden sich vornehm-
lich im Besitz von Bevölkerungsschichten, die nicht 
auf den Neufahrzeugmarkt ausweichen können.31 
Folgerichtig wäre es, einen stark progressiv CO2-






































DIW Berlin startet Doktorandenprogramm
Mit dem „Graduate Center of Economic and Social Research“ etabliert das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) erstmals in seiner 80-jährigen Geschichte 
ein hochwertiges, fest institutionalisiertes Doktorandenprogramm. Bewerbungen von 
interessierten Studenten aus der ganzen Welt können ab sofort an das DIW Berlin 
gerichtet werden. Der erste Doktorandenjahrgang startet im Oktober 2006.
Das  Besondere  am  DIW  Berlin  Graduate  Center  ist  die  Kombination  einer 
forschungsbasierten, anspruchsvollen Lehre mit einer Ausbildung „on-the-job” in 
der wissenschaftlich fundierten Politikberatung. So nehmen die Doktoranden an 
Seminaren  von  renommierten  Hochschulprofessoren  teil  und  wirken  außerdem 
aktiv an Forschungs- und Beratungsprojekten des DIW Berlin mit. Die dreijährige 
Doktorandenausbildung findet in enger Zusammenarbeit mit der Freien Universität 
Berlin, der Humboldt-Universität zu Berlin, der Technischen Universität Berlin und 
der Universität Potsdam statt. Begleitet werden die Doktoranden von Professorinnen 
und Professoren, die sie während der gesamten Ausbildung intensiv betreuen. 
Eine Studiengebühr müssen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht entrichten. 
Im Gegenteil, sie erhalten im ersten Jahr eine Unterstützung von 1000 Euro im 
Monat. Im zweiten und dritten Jahr eröffnet das DIW Berlin die Möglichkeit, als 
bezahlte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Forschungsarbeit der Abteilungen 
des Instituts eingebunden zu werden. Ausführliche Informationen zum „Graduate 
Center of Economic and Social Research“ des DIW Berlin stehen im Internet unter 
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